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In Verwirklichung der Einheit von Wirtschafts- und Sozial­
politik wurde und wird das materielle und kulturelle Lebens­
niveau der Bevölkerung der DDR planmäßig weiter erhöht. 
Das zeigt sich z. B. daran, daß im Jahre 1986 auf 100 Haus­
halte bereits 48 Pkws entfielen.1 Die Zahl der zugelassenen 
Kraftfahrzeuge betrug 1985 nahezu 5 Millionen.1 2 Diese Ent­
wicklung erfordert den Ausbau der Kfz-Instandhaltungslei- 
stungen. Der Umfang des Dienstleistungspotentials bei Kfz- 
Reparaturen wuchs von 1972 bis 1985 auf das über 2,5fache.3 4 
Im Jahre 1986 entwickelten sich die Kfz-Reparaturleistungen 
für die Bevölkerung mit 13 Prozent überdurchschnittlich/* 
Für den Zeitraum 1986 bis 1990 ist vorgesehen, die Kfz- 
Instandhaltungsleistungen auf 157 Prozent zu steigern.5

Damit gewinnen im Rahmen des Dienstleistungsrechts 
Fragen der rechtlichen Ausgestaltung von Instandhaltungs­
verträgen und der Durchsetzung sich daraus ergebender An­
sprüche quantitativ wie qualitativ an Bedeutung. Im folgen­
den sollen — ausgehend von Praxisuntersuchungen — einige 
Probleme bei der Anwendung zivilrechtlicher Bestimmungen 
dargestellt und Vorschläge zu ihrer Lösung unterbreitet wer­
den.

Rechtsgrundlagen für Kfz-Instandhaltungsleistungen

Rechtsgrundlagen für Instandhaltungsleistungen an Kraft­
fahrzeugen sind die Bestimmungen über hauswirtschaftliche 
Dienstleistungen und Reparaturen (§§ 164 bis 188 ZGB) und 
die АО über die Allgemeinen Leistungsbedingungen für In­
standhaltungsleistungen an Kraftfahrzeugen (ALB-Kfz) vom 
5. Dezember 1978 (GBl. I 1979 Nr. 3 S. 29). Bei der Ausgestal­
tung der Instandhaltungsverträge sind b e i d e  Normenkom­
plexe zu beachten. Diese Notwendigkeit ergibt sich nicht nur 
aus der gegenseitigen Verweisung (z. B. in § 16 ALB-Kfz), 
sondern vor allem aus dem inhaltlichen Zusammenhang bei­
der Regelungen.

So enthalten die ALB-Kfz Bestimmungen, die auf Grund 
ihrer Spezifik die ZGB-Normen konkretisieren und ergänzen 
und insoweit lex specialis sind. Das betrifft z. B. die Schrift­
form für Instandhaltungsverträge (§ 2 Abs. 3 ALB-Kfz), die 
Bestimmung der Gegenstände, für die dem Auftragnehmer 
die Sorgfaltspflicht obliegt (§4 Abs. 2 ALB-Kfz), Besonder­
heiten für den Umfang der Garantie (§ 13 ALB-Kfz) sowie 
den Vorrang der Instandsetzungspflicht bei Schadenersatzlei­
stungen (§16 ALB-Kfz).

Andererseits gestalten Vorschriften des ZGB die Instand­
haltungsverträge dort aus, wo die ALB-Kfz — vor allem hin­
sichtlich der Grundsätze des Vertragsrechts und der Verant­
wortlichkeit — keine ausdrücklichen Regelungen enthalten. 
Das ist z. B. der Fall bei der Beratungspflicht des Auftrag­
nehmers über Garantieansprüche bei Mängelanzeigen (§ 168 
Abs. 3 ZGB), beim Rücktritt und bei der Kündigung (§§ 173 
Abs. 3, 186 ZGB), bei den Rechtsfolgen des Gläubigerverzuges, 
insbesondere im Hinblick auf die Sorgfaltspflicht des Auf­
tragnehmers (§ 88 Abs. 2 ZGB), bei der Feststellung der Ver­
antwortlichkeit, der Mitverantwortlichkeit, des Schadensum­
fangs und des Vorliegens eines unabwendbaren Ereignisses 
(§§ 330 ff. ZGB).

Auf diese Zusammenhänge ist bei der Ausgestaltung von 
Instandhaltungsverträgen verstärkt hinzuweisen.6

Zur Beratungspflicht des Auftragnehmers

Probleme ergeben sich oftmals hinsichtlich der Beratungs­
pflicht des Auftragnehmers beim Abschluß eines Instandhal­

tungsvertrages sowie bei dessen Verwirklichung (§ 3 Abs. 1 
i. V. m. §6 Abs. 5 ALB-Kfz). Begrifflich (und auch hinsicht­
lich der Rechtsfolgen) ist dabei zwischen dem voraussichtli­
chen Preis der Instandhaltungsleistungen (§ 3 Abs. 1 ALB- 
Kfz), dem Kostenanschlag (§ 3 Abs. 2 ALB-Kfz) und dem ver­
einbarten Leistungsumfang (§ 3 Abs. 1 i. V. m. § 2 Abs. 1 
Buchst, e ALB-Kfz) zu unterscheiden.

Besondere Aufmerksamkeit ist der exakten Bestimmung 
des Leistungsumfangs und der dazu notwendigen Beratung 
gemäß § 3 Abs. 1 ALB-Kfz zu widmen.7 Unklare bzw: unkon­
krete Vereinbarungen über Umfang und Art der zu erbrin­
genden Instandhaltungsleistungen sowie die Nichtbeachtung 
der gesetzlichen Regelungen führen zu Rechtskonflikten. 
Streitigkeiten treten insbesondere dann auf, wenn Instand­
haltungsleistungen erbracht werden, die über den vom Auf­
traggeber beim Vertragsabschluß beabsichtigten Umfang 
hinausgehen. In einem solchen Fall kommt es u. U. auch zu 
Differenzen zwischen dem vertraglich vereinbarten Leistungs­
umfang und dem vom Auftragnehmer genannten voraussicht­
lichen Preis. Wird für eine vereinbarte Leistung (z. B. Neu­
aufbau eines Pkw) ein voraussichtlicher Preis genannt und 
liegt der Rechnungsbetrag bei Einhaltung des Leistungsum­
fangs über diesem Preis, so ist § 6 Abs. 5 ALB-Kfz — wonach 
zusätzliche Leistungen auch ohne Zustimmung des Auftrag­
gebers im Rahmen einer zehnprozentigen Preisüberschreitung 
erbracht werden dürfen — nicht anwendbar. Da hier keine 
zusätzlichen Leistungen erbracht wurden, ist vielmehr zu 
prüfen, ob der Auftragnehmer seine Beratungspflicht verletzt 
hat. Der Auftraggeber ist zur Zahlung des endgültigen Rech­
nungsbetrages entsprechend dem vereinbarten Leistungsum­
fang verpflichtet, kann jedoch u. U. Schadenersatz wegen 
Verletzung der Beratungspflicht nach den Bestimmungen der 
§§ 92, 93, 330 ff. ZGB geltend machen.8

Störungen in der Vertragserfüllung ergeben sich auch bei 
Überschreitung des vereinbarten Leistungsumfangs, ohne daß 
die Zustimmung des Auftraggebers gemäß § 6 Abs. 5 ALB- 
Kfz eingeholt wurde. Das nach § 10 Abs. 5 ALB-Kfz mögliche 
Recht auf Abnahmeverweigerung wegen nicht vertragsgemä­
ßer Erfüllung wird in solchen Fällen praktisch nur dann 
relevant, wenn der ursprüngliche Zustand ohne unvertret­
baren Aufwand wiederhergestellt werden kann. Andernfalls 
wäre es auch aus volkswirtschaftlichen Gründen verantwor-
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(einschließlich Fahrzeugpflege) im Werte von 1 898 213 000 M ausge­
wiesen (vgl. Statistisches Jahrbuch der DDR 1986, a. a. O., S. 287).

4 Vgl. Mitteilung der Staatlichen Zentralverwaltung für Statistik über 
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6 Praxisuntersuchungen ergaben, daß ln den Vertragsvordrucken 
ausschließlich - z. T. unvollständig — .auf die ALB-Kfz, nicht Je­
doch auf die Bestimmungen des ZGB verwiesen wurde.

7 Die Initiative zur Vereinbarung des Kostenanschlags, der ein ver­
bindliches Preisangebot darstellt, geht ln der Regel vom Auftrag­
geber aus. In der Praxis wird eine solche Vereinbarung jedoch sel­
ten abgeschlossen.

8 In diesem Zusammenhang können u. E. keine überhöhten Anfor­
derungen an die Beratungspflicht des Auftragnehmers gestellt 
werden. Eine Ersatzpflicht wird nur dann gegeben sein, wenn die 
Prüfung des Leistungsumfangs und des sich daraus ergebenden 
voraussichtlichen Preises so nachlässig war, daß von einer grob 
fahrlässigen PfiChtverletzung ausgegangen werden kann. Außer­
dem müssen dadurch dem Auftraggeber materielle Nachteile ent­
stehen, für die er durch die Instandhaltungsleistung kein Äqui­
valent erhält (so z. B. für Zinsen eines Darlehns, das er zur Be­
gleichung des Rechnungsbetrages aufnehmen mußte).


